DE

* Kk
*

*
*

x EUROPAISCHE
aladel KOMMISSION

Briissel, den 29.5.2013
COM(2013) 362 final

Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm |taliens 2013

und zur Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm ltaliensfur die Jahre 2012
bis 2017

{SWD(2013) 362 findl}

DE



DE

Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm Italiens 2013

und zur Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm ltaliensfir die Jahre 2012
bis 2017

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf die
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

gestutzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 16. November 2011 Uber die Vermeidung und Korrektur makrookonomischer
Ungleichgewichte?, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Empfehlung der Européischen Kommission®,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments’,
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéaftigungsausschusses,

nach Anhdrung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwégung nachstehender Griinde:

() Am 26. Méarz 2010 stimmte der Europédische Rat dem Vorschlag der Européischen
Kommission zu, eine auf eine verstarkte Koordinierung der Wirtschaftspolitiken
gestutzte neue Strategie fur Wachstum und Beschéftigung (,, Europa 2020) auf den
Weg zu bringen, deren Schwerpunkt auf den SchlUsselbereichen liegt, in denen
Malinahmen notwendig sind, um Europas Potenzial fur nachhaltiges Wachstum und
Wettbewerbsfahigkeit zu steigern.

(20 Am 13. Juli 2010 nahm der Rat auf der Grundlage der Vorschlége der Kommission
eine Empfehlung zu den Grundziigen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und
der Union (2010 bis 2014) und am 21. Oktober 2010 einen Beschluss tber Leitlinien
fiir beschaftigungspolitische Malnahmen der Mitgliedstaaten® an, die zusammen die
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.integrierten Leitlinien* bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, ihre
nationalen Wirtschafts- und Beschéftigungspolitiken in Anlehnung an die integrierten
Leitlinien auszugestalten.

Am 29. Juni 2012 beschlossen die Staats- und Regierungschefs einen ,Pakt fir
Wachstum und Beschéftigung®, der einen kohdrenten Rahmen fur Mal3nahmen auf
Ebene der Mitgliedstaaten, der EU und des Euro-Wahrungsgebiets unter Nutzung aller
verfigbaren Hebel, Instrumente und Politiken bildet. Sie entschieden, welche
Malnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten getroffen werden sollten, wobei sie
insbesondere ihr uneingeschrénktes Engagement fur die Erreichung der Ziele der
Strategie Europa 2020 und fir die Umsetzung der landerspezifischen Empfehlungen
zum Ausdruck brachten.

Am 6. Juli 2012 nahm der Rat eine Empfehlung zum nationalen Reformprogramm
Italiens fir 2012 an und nahm Stellung zum aktualisierten Stabilitétsprogramm Italiens
fir 2011-2015.

Am 28. November 2012 nahm die Kommission den dritten Jahreswachstumsbericht®
an, mit dem das Européische Semester fur die Koordinierung der Wirtschaftspolitik
2013 eingeleitet wurde. Ebenfalls am 28. November 2012 nahm die Kommission auf
der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht’
an, in dem Italien als einer der Mitgliedstaaten genannt wurde, fir die eine eingehende
Prufung angestellt werden sollte.

Am 14. Mérz 2013 hilligte der Européische Rat die Prioritdten zur Sicherstellung von
Finanzstabilitdt, Haushaltskonsolidierung und wachstumsfreundlichen Mal3nahmen. Er
betonte, dass es notwendig sei, weiterhin eine differenzierte, wachstumsfreundliche
Haushaltskonsolidierung zu verfolgen, eine normale Kreditvergabe an die Wirtschaft
wiederherzustellen, Wachstum und Wettbewerbsféhigkeit zu fordern, die
Arbeitdosigkeit zu bekdmpfen, die sozialen Folgen der Krise abzufedern sowie die
oOffentliche Verwaltung zu modernisieren.

Am 10. April 2013 verdffentlichte die Kommission die Ergebnisse ihrer eingehenden
Prifung® fir Italien gem&R Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr.1176/2011. Die
Kommission kommt aufgrund ihrer Analyse zu dem Schluss, dass es in Itaien
makrodkonomische Ungleichgewichte gibt, die entschlossene politische Mal3nahmen
erfordern. Insbesondere die Schwachung der internationalen Wettbewerbsfahigkeit
sowie die hohe offentliche Verschuldung vor dem Hintergrund eines welterhin
verhaltenen Wachstums gelten nach wie vor as die wesentlichen makrodkonomischen
Ungleichgewichte Italiens.

Am 11. April 2013 Ubermittelte Italien sein Stabilitatsprogramm fir den Zeitraum
2012-2017 und sein nationales Reformprogramm 2013. Danach bekundete die seit
dem 28. April amtierende neue Regierung ihre Absicht, die Agenda der strukturellen
Reformen auszubauen, und bestétigte die im Stabilitdtsprogramm enthaltenen
Haushaltsziele. Am 17. Mai wurde eine Gesetzesverordnung verabschiedet, die neue
Bestimmungen zur Besteuerung von Immobilien und die Ausdehnung des Systems der
Lohnersatzleistungen flr unterbeschéftigte Arbeitnehmer enthalt. Um wechsel seitigen
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Zusammenhangen Rechnung zu tragen, wurden die beiden Programme und neuen
Mal3nahmen der Regierung gleichzeitig bewertet.

Auf der Grundlage der Bewertung des Stabilitdtsprogramms 2013-2017 gemald der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates halt der Rat das den Haushaltsprojektionen
im Programm zugrunde liegende makrookonomische Szenario fir 2014 im Vergleich
zur Fruhjahrsprognose 2013 der Kommission fir optimistisch. Ab 2015 ist das
Szenario plausibel, aber auch das nur unter der Voraussetzung, dass die beschlossenen
Strukturreformen in vollem Umfang umgesetzt werden, was nach wie vor eine
Herausforderung darstellt. Die im Programm beschriebene Haushaltsstrategie wurde
von der neuen Regierung bestétigt, und das Parlament hat daftr gestimmt. Ziel der
Strategie ist es, das Defizit wahrend der gesamten Programmlaufzeit unter 3 % des
BIP zu halten, um das mittelfristige Haushaltsziel im Jahr 2013 zu erreichen und dafUr
zu sorgen, dass die Schuldenquote ab 2014 zurtickgeht. Im Programm wird ein
strukturell ausgeglichener Haushat as mittelfristiges Ziel bestdtigt, was dem
Stabilitéts- und Wachstumspakt entspricht. Das Defizit wurde im Jahr 2012 auf 3 %
des BIP reduziert und dirfte nach der am 3. Mai verdffentlichten Frihjahrsprognose
der Kommission fur 2013 im Zeitraum 2013-14 unterhalb des Referenzwerts bleiben.
lhrer Bewertung zufolge werden die von der italienischen Regierung am 17. Mai
erlassenen Bestimmungen — sofern sie konsequent umgesetzt werden — keine
wesentlichen Auswirkungen auf das Defizit haben. Nach einer kumulativen
Verbesserung um 2,7 Prozentpunkte des BIP im Zeitraum von 2009 bis 2012 und
unter der Voraussetzung, dass die Politik unverandert bleibt, wird damit gerechnet,
dass sich der strukturelle Saldo als Anteil am BIP im Jahr 2013 um einen weiteren
Prozentpunkt auf -0,5% verbessern wird, um sich dann im Jahr 2014 marginal zu
verschlechtern. Der strukturelle Primérsaldo soll im Jahr 2014 fast 5 % erreichen. Die
erwartete Strukturanpassung fir 2013 ist angemessen, auch basierend auf einer
Analyse der Ausgaben ohne Berlcksichtigung diskretiondrer ennahmenseitiger
Malinahmen, wahrend sich fur 2014 eine Abweichung vom Anpassungspfad zum
mittelfristigen Haushaltsziel abzeichnet. Im Programm wird fur 2013 ein Hochststand
der staatlichen Schuldenquote prognostiziert, danach jedoch ein Rickgang in Héhe
von einem Prozentpunkt des BIP pro Jahr, und zwar auch dank der geplanten
Einnahmen durch Privatisierungen. Der Prognose zufolge steigt der Schuldenstand
weiterhin an, auch wegen der Begleichung von Handel sschulden, woraus sich fir den
Zeitraum 2013-2014 circa 25 weitere Prozentpunkte ergeben;
Privatisierungseinnahmen sind hingegen nicht eingeschlossen, da die Einzelheiten
noch nicht festgelegt sind. Ab 2013 befindet sich Italien hinsichtlich der Einhaltung
des Verschuldungskriteriums in einer dreijghrigen Ubergangsphase, und der
Schuldenpfad des Stabilitétsprogramms sorgt fur ausreichende Fortschritte auf dem
Weg zur Einhatung dieses Kriteriums. Allerdings beruhen die Defizit- und
Verschuldungsprognosen des Programms auf der vollstandigen Umsetzung der
beschlossenen haushaltspolitischen Mal3nahmen und Strukturreformen, die fur die
dauerhafte Rickgewinnung des Vertrauens der Markte und fur die Forderung des
Wachstums und der Beschéftigung von grundlegender Bedeutung sind.

Wenngleich wichtige Reformen beschlossen wurden, um die Haushaltsstabilitét zu
fordern und das Wachstum anzukurbeln, stellt die vollstandige Umsetzung dieser
Reformen nach wie vor eine Herausforderung dar, so dass durchaus Raum fir weitere
Malinahmen bleibt. Mehrere vorgeschlagene Schllissel mal3nahmen wurden noch nicht
angenommen oder es miissen noch entsprechende Rechtsvorschriften erlassen werden;
zudem besteht die Gefahr, dass sie konkret nicht von alen Regierungsebenen
konsequent angewandt werden. Die Effizienz der offentlichen Verwaltung ist
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hinsichtlich des Rechts- und Verfahrensrahmens, der Qualitat der Governance und der
Verwaltungskapazitét nach wie vor erheblich eingeschrankt, was die Durchfihrung
der Reformen und die Rahmenbedingungen fir Unternehmen beeintréchtigt.
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Der Abschluss der Reform der Zivilgerichtsbarkeit durch rasche Umsetzung der neuen
Gerichtsorganisation und durch Verringerung der Uberlangen Verfahrensdauer, von
Verfahrensstaus und der Prozesshaufigkeit ist notwendig, um die Rahmenbedingungen
far die Wirtschaft zu verbessern. Nach der Entscheidung des V erfassungsgerichts vom
Oktober 2012 zur Streitschlichtung ist es notwendig, Mal3nahmen zur Forderung der
aulRergerichtlichen Beilegung von Rechtsstreitigkeiten zu treffen. Besorgniserregend
ist das Ausmald der Korruption, die Kosten von schdtzungsweise 4% des BIP
verursacht und damit das Potenzial fur eine wirtschaftliche Erholung schwer
beeintréchtigt. Das Gesetz zur Korruptionsbekampfung vom November 2012 muss
durch  Folgemallnahmen erganzt werden, wund die Effektivitdt der
Korruptionsbekampfung konnte weiter verbessert werden, insbesondere durch
Regelung der Verjahrung, die derzeit durch ausgesprochen kurze Verjahrungsfristen
gekennzeichnet ist.

Die ehrgeizige Strategie der Haushaltskonsolidierung, die bislang umgesetzt wurde,
war begleitet von der Aufnahme einer Regel zur Gewahrleistung eines ausgeglichenen
Haushalts in die Verfassung im April 2012 sowie von Maldnahmen zur Verbesserung
der Effizienz und Qualitdt der offentlichen Ausgaben. Die Umsetzung dieser
Malinahmen war jedoch lickenhaft, wodurch sie nicht in vollem Umfang wirksam
werden konnten, insbesondere in Bezug auf die Effektivitdt der Beschaftigung im
Offentlichen Sektor und auf die Verringerung der Zahl der Provinzen. Der
Kohésionsaktionsplan hat die beschleunigte Inanspruchnahme der Strukturfonds im
Umfang von ca. 12,1 Mrd. EUR in drel aufeinanderfolgenden Phasen ermdglicht.
Gleichwohl mangelt es insbesondere in Suditalien an Ehrgeiz bel der Verbesserung
des Mitteleinsatzes insgesamt, was mit Blick auf den Planungszeitraum 2014-2020 zu
ernsten Bedenken Anlass gibt. Damit bestent noch viel Spielraum fir eine
Verbesserung der Effizienz offentlicher Ausgaben.

Die Banken spielen traditionell eine wichtige Rolle fur die italienische Wirtschaft,
insbesondere durch Vergabe von Krediten an kleine Firmen; infolge der andauernden
Rezession sind sie allerdings immer weniger fahig, diese Rolle weiter zu spielen. Ein
hoheres Kreditrisiko hat neben einem umfangreichen und zunehmenden Bestand an
notleidenden Krediten zu einer Kontraktion des Kreditmarkts gefihrt und verschérft
das Problem der geringen Rentabilitdt des Bankgeschéfts. Darauf hat die italienische
Notenbank reagiert, indem sie die Angemessenheit von Ruickstellungen fur
notleidende Kredite durch Inspektionen vor Ort prift. Besonderheiten in der
Unternehmensfiihrung italienischer Banken konnen die Effektivitét ihrer Tatigkeit als
Finanzmittler einschranken. Es wurden Mal3nahmen getroffen, um den Ruckgriff auf
andere Finanzierungsguellen — insbesondere auf Beteiligungsfinanzierungen — sowie
die Innovationsfahigkeit zu férdern, doch spielen diese noch keine grof3e Rolle und sie
wurden auch noch nicht vollstandig umgesetzt. Die Umsetzung der EU-Richtlinie zur
Bekadmpfung von Zahlungsverzug im Geschéftsverkehr und die geplante Bereinigung
des akkumulierten Bestandes von Handelsschulden werden einen Beitrag zur
Verbesserung der Liquiditdt von Firmen leisten.

Im Juni 2012 wurde eine umfassende Arbeitsmarktreform beschlossen, um die starren
Strukturen und die Segmentierung des Arbeitsmarkts abzubauen. Diese Reform muss
durch Verabschiedung der entsprechenden DurchfUhrungsvorschriften zum Abschluss
gebracht und ihre konkrete Anwendung vor Ort sorgféltig Uberwacht werden. Darliber
hinaus muss die staatliche Arbeitsvermittiung noch umorganisiert und in die
Verwatung der Leistungen bel Arbeitsosigkeit integriert werden, um so die
Umsetzung effizienter Aktivierungsstrategien zu fordern. Im Zeitraum 2011-2013
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haben die Sozialpartner in mehreren Schritten ein neues Lohnfestsetzungssystem
festgelegt. Es wird durch steuerliche Anreize gestiitzt, die fir eine Angleichung der
Lohne an die Produktivitdt und die Bedingungen der lokalen Arbeitsmérkte sorgen
sollen. Dieser Rahmen sollte wirksam umgesetzt und auf der Grundlage eines
Monitorings der Ergebnisse Schritt fir Schritt angepasst werden.

Die Jugendarbeitslosigkeit und der Anteil der jungen Menschen, die weder eine Arbeit
haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren, sind weiter
angestiegen und haben Ende 2012 einen Prozentsatz von 37% bzw. 21,1 % erreicht.
Sowohl bei der Zahl der Hochschulabsolventen a's auch bei der Beschéftigungsguote
junger Hochschulabsolventen rangiert Italien auf dem letzten Platz der EU-Staaten,
was zeigt, dass die Quadlifikationen der jungen Hochschulabsolventen fir den
Arbeitsmarkt kaum relevant sind. Die Zahl der Schulabbrecher ist zwar leicht
zurlickgegangen, ist jedoch nach wie vor hoch. Das Bildungssystem gibt somit Anlass
zur Besorgnis. Ein Schltsselfaktor ist der Lehrerberuf, der derzeit durch eine
einheitliche Laufbahn gekennzeichnet ist, die geringe Aussichten fur eine berufliche
Weiterentwicklung bietet. Die Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen ist nach wie vor
gering und die geschlechtsspezifische Diskrepanz bei den Beschéftigungsquoten so
hoch wie in kaum einem anderen EU-Mitgliedstaat. Die Gefahr von Armut und
sozialer Ausgrenzung, besonders aber von starker materieller Deprivation, steigt
merklich an, wahrend das Sozialschutzsystem zunehmend unter Druck gerét und die
sozialen Bedurfnisse nicht befriedigen kann, weil es vor alem auf Rentenzahlungen
beruht und die anderen Transferleistungen nicht hinreichend auf die Bekéampfung von
Armut und die Forderung der sozialen Eingliederung ausgerichtet sind.

Die Struktur des Steuersystems ist immer noch kompliziert und belastet die Einkiinfte
aus Arbeit und Kapital schwer. Nach den in den Jahren 2010-2011 unternommenen
Anstrengungen blieben weitere Maldnahmen, mit denen die Steuerlast von den
Produktionsfaktoren weg auf den Konsum, das Grundeigentum und die Umwelt
verlagert werden sollte, in ihrer Tragweite beschrankt. Erforderlich sind zudem
Schritte zur Vereinfachung des Steuersystems, zur Straffung der Steuerausgaben, zur
Anpassung der Bemessungsgrundlage fur Grundsteuern an die Marktwerte, zur
Verbesserung der Steuerehrlichkeit und zur Abschreckung von Steuerhinterziehern.
Bis zur Anderung der Katasterwerte wird die geplante Reform der
Immobilienbesteuerung darauf abzielen, die Steuergerechtigkeit zu verbessern, soweit
die im Stabilitdtsprogramm festgelegte Haushaltsstrategie hierfir Spielrédume 18sst.
Die Einddmmung der Schattenwirtschaft und der nicht angemeldeten Erwerbstétigkeit
kann den offentlichen Finanzen zugutekommen und sich auch positiv auf die
Steuergerechtigkeit auswirken. Die Uberarbeitung der Befreiungen von der
Mehrwertsteuer bzw. der ermaligten Satze und der direkten Steuerausgaben konnten
gewisse Anpassungen bei den Sozidtransfers erforderlich machen, um die
Verteilungseffekte zu minimieren.

Bemerkenswerte Anstrengungen wurden im Hinblick auf die Liberalisierung des
Dienstleistungssektors unternommen. Die Reform der reglementierten Berufe sollte
jedoch weiter vorangetrieben werden, um auch die verbliebenen Beschrankungen zu
beseitigen; an den wesentlichen Grundsdizen der Reform sollte auch gegen zu
erwartende Widerstande festgehalten werden, mit denen insbesondere im Rahmen der
Reform der Rechtsberufe zu rechnen ist. Nach dem Urteil des Verfassungsgerichts
vom Juli 2012 ist es auch wichtig, dass MaRRnahmen zur Offnung des offentlichen
Dienstleistungssektors auf lokaler Ebene fir den Wettbewerb getroffen werden.
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Die Reform der netzgebundenen Wirtschaftszweige geht hinsichtlich der Offnung des
Marktzugangs und der Verbesserung der Infrastrukturkapazitédt voran, doch sind noch
immer grof3e Herausforderungen zu bewadltigen. Die Entflechtung im Gassektor soll
im September 2013 abgeschlossen sein, und die nationale Strategie fir den
Energiebedarf vom Mé&rz 2013 muss noch umgesetzt werden. Die Offnung des
Telekommunikationssektors fur den Wettbewerb ist ein weiteres Feld, auf dem
Mal3nahmen zu treffen wéren. Die neue Verkehrsbehorde, die fur die Autobahnen,
Flughadfen, Hafen und Eisenbahnen zustandig sein soll, wurde noch nicht eingerichtet.
Sie sollte unabhangig sein, mit den fur die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nétigen
Mitteln ausgestattet sein und Sanktionen verhdngen kdnnen. Ernst zu nehmen ist auch
das Problem der internen und grenzibergreifenden Infrastrukturdefizite, verbunden
mit Diskrepanzen zwischen Norden und Siuden, die mit ein Grund sind fur hohe
Energiepreise, eine geringe Breitbandversorgung und V erkehrsengpésse.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Italiens eingehend analysiert. Sie hat das Stabilitétsprogramm und das Nationale
Reformprogramm bewertet und eine eingehende Priifung vorgelegt. Dabel hat sie nicht
nur deren Relevanz fir eine auf Dauer tragfdhige Haushalts, Sozial- und
Wirtschaftspolitik in Italien, sondern auch deren Ubereinstimmung mit EU-
Vorschriften und -Leitlinien berticksichtigt, um durch auf EU-Ebene entwickelte
Vorgaben fur kinftige nationale Entscheidungen die wirtschaftspolitische Steuerung
der Européischen Union insgesamt zu verstarken. Ihre Empfehlungen im Rahmen des
Europdischen Semesters sind in die nachstehenden Empfehlungen 1 hbis 6
eingeflossen.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitatsprogramm Italiens
gepriift; insbesondere die Empfehlung 1 spiegelt seine Stellungnahme® hierzu wider.

Anhand der Ergebnisse der eingehenden Prifung durch die Kommission und
vorstehender Bewertung hat der Rat das nationale Reformprogramm und das
Stabilitétsprogramm Italiens geprift. Seine Empfehlungen geméd Artikel 6 der
Verordnung (EU) Nr.1176/2011 (ber die Vermeidung und Korrektur
makrodkonomischer Ungleichgewichte spiegeln sich in den Empfehlungen 1 bis 6
wider.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission auch die
Wirtschaftspolitik im Euro-Wahrungsgebiet insgesamt gepruft. Auf dieser Grundlage
hat der Rat spezielle Empfehlungen an die Mitgliedstaaten gerichtet, deren Wahrung
der Euro ist. Italien sollte auch die vollstandige und zigige Umsetzung dieser
Empfehlungen sicherstellen —

EMPFIEHLT, dass Italien im Zeitraum 2013-2014

1.

durch vollsténdige Umsetzung der getroffenen MalRnahmen gewahrleistet, dass das
Defizit im Jahr 2013 unter 3% des BIP bleibt; die strukturelle Anpassung in
angemessenem Tempo und durch eine wachstumsférdernde Haushal tskonsolidierung
fortsetzt, damit das mittelfristige Haushatsziel ab 2014 erreicht werden kann; die
geplanten  strukturellen Primériberschiisse erzielt, damit die sehr hohe
Schuldenquote auf einen stetigen Abwartspfad kommt; durch vollsténdige
Umsetzung der 2012 beschlossenen Mal3nahmen und durch unverminderte
Fortsetzung  dieser  Anstrengungen  mittels  regelméfdiger  eingehender

Gemal3 Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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Ausgabeniberprifungen auf allen Regierungsebenen weiterhin eine nachhaltige
Verbesserung der Effizienz und Qualitét der offentlichen Ausgaben verfolgt;

durch rasche Annahme der entsprechenden Rechtsvorschriften gewahrleistet, dass
die laufenden Reformen zlgig umgesetzt werden und anschlieflend auf alen
Regierungsebenen konkret und mit allen betroffenen Akteuren angewandt und die
Auswirkungen Uberwacht werden; die Effizienz der 6ffentlichen Verwaltung erhoht
und die Koordinierung zwischen den verschiedenen Regierungsebenen verbessert;
den Verwaltungs- und Rechtsrahmen fur Burger und Unternehmen vereinfacht, die
lange Verfahrensdauer in der Zivilgerichtsbarkeit verkirzt und die Prozesshaufigkeit
verringert, u. a. durch Forderung der auf3ergerichtlichen Streitbeilegungsverfahren;
den Rechtsrahmen fiir die Korruptionsbekampfung starkt, u. a. durch Uberarbeitung
der Vorschriften Uber die Verjdhrungsfristen; Strukturmal3nahmen erléasst, um den
Einsaiz der EU-Mittel in den sidlichen Regionen im Hinblick auf den
Planungszeitraum 2014-2020 zu verbessern;

im Bankwesen eine Unternehmensfihrung propagiert, die mehr Effizienz und
Rentabilitdt ermoglicht, um den Zustrom von Krediten in produktive Aktivitéten zu
fordern; die laufende Qualitétsprifung der Aktiva im gesamten Bankensektor
vorantreibt und die Abwicklung notleidender Kredite in den Bilanzen der Banken
erleichtert; den Ausbau der Kapitalméarkte weiter fordert, damit Unternehmen
besseren Zugang zu einem breiteren Spektrum an Finanzierungen bekommen,
insbesondere zu Beteiligungsfinanzierungen, und somit Innovationsfahigkeit und
Wachstum der Unternehmen geférdert werden;

die Arbeitsmarktreform und die Reform des Lohnfestsetzungssystems wirksam
umsetzt; weitere Maldnahmen zur Ankurbelung der Arbeitsmarktbeteiligung,
insbesondere von Frauen und jungen Menschen, ergreift, beispielsweise durch eine
Jugendgarantie; die berufliche Aus- und Weiterbildung ausbaut, die Effizienz der
staatlichen Arbeitsvermittiung steigert und die Berufsberatung fir Studenten
verbessert; die negativen finanziellen Anreize enschrankt, die potenzielle
Zweitverdiener von der Aufnahme einer Beschéftigung abhalten, und das Angebot an
Pflege- und auf¥erschulischen Betreuungsleistungen ausbaut; die Mal3nahmen zur
Bekdmpfung des Schulabbruchs verstéarkt, die Leistung der Schulen und die
Lernergebnisse verbessert, auch durch eine Reformierung des Systems der
beruflichen Waeliterentwicklung und der Laufbahnentwicklung fir Lehrer; die
Wirksamkeit der Soziadtransfers erhoht, insbesondere durch eine gezieltere
Ausrichtung von Leistungen, insbesondere auf Niedriglohnhaushalte mit Kindern;

die Steuerlast auf haushaltsneutrale Weise weg von Arbeit und Kapital auf den
Konsum, das Grundeigentum und die Umwelt verlagert; zu diesem Zweck die
Anwendung der Mehrwertsteuerbefreiungen und der ermélligten Satze sowie die
direkten Steuerausgaben Uberarbeitet und das Katastersystem dahingehend
reformiert, dass die Bemessungsgrundlage fir die Immobilienbesteuerung an die
Marktwerte angepasst wird; den Kampf gegen die Steuerhinterziehung fortsetzt, die
Steuerehrlichkeit verbessert und entschieden gegen die Schattenwirtschaft und nicht
angemel dete Erwerbstétigkeit vorgeht;
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sicherstellt, dass die MaRnahmen zur Offnung des Dienstleistungssektors
ordnungsgemald umgesetzt werden; die verbliebenen Beschrankungen bel den
freiberuflichen Dienstleistungen beseitigt und sich dafUr einsetzt, dass der Markt fir
offentliche Dienstleistungen auf lokaler Ebene gedffnet wird; die Umsetzung der
Malinahmen weiter vorantreibt, mit denen bessere Bedingungen fur den
Marktzugang der netzgebundenen Wirtschaftszweige geschaffen werden sollen,
vorrangig durch die Einrichtung der neuen Verkehrsbehtrde; die
Infrastrukturkapazitdt vor allem in Bezug auf die Energieverteilungsnetze, den
intermodalen Verkehr und die Hochgeschwindigkeits-Breitbandversorgung in der
Telekommunikation ausbaut, auch um das Nord-Sid-Gefélle zu nivellieren.

Geschehen zu Brissel am | ... ]

Im Namen des Rates
Der Prasident/Die Prasidentin
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

